
"“Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes

ééiil■i-Bß_■é„léé ' [Irteil

'
in dem! Rechtsstreit

Verkündet am
250 April 1967 Beklagte und Revisionsklägerin,

g e
g'e

n

Kläger und Revisionsbeklagter,

-Prozeßbevollmächtigtez

Der 41„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 250 April 1967 hin

durch
' Senatspräsident

_
Dr° H a u e i s e n

„ —Vorsitzender—‚

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dr° B u s s ,
Bundessozialrichter Dr° B a u m a n n und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 3 k i

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 16„ Februar 4966

wird zurückgewiesene

Die Beklagte hat dem Kläger die Kosten des Revisions—

verfahrens zu erstatten°
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Die Beklagte bewilligte demKläger mit Bescheidvom
240 Juni 1964 eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit ab

10 Mai 1961; sie legte der Rentenberébhnung für die Zeit
vom 10 Januar 1942 bis 280 Februar 1945 — in der der

Kläger als landwirtschaftlicher Inspektor in Kattowitz‚O/S
beschäftigt war — die Leistungsgruppe B 2 der Anlage 1 zu
5 4 der Verordnung zu 5 55 Abs° } des Angestel tenver—

Vsicherungsgesetzes (AVG) vom 5° März 1960 (BGBLI 157) zu—
grundeu Der Kläger machte demgegenüber mit der Klage

geltend, seine Tätigkeit sei in die Leistungsgruppe B 1

einzustufen; bleibe es jedoch bei der Leistungsgruppe B 29

so sei wegen der seinerzeitigen Gewährung von Saohbezügen_

nach Art° 2 5 54 Abs„ 2 des Angestelltenversicherungs—

Neuregelungsgesetzes (AnVNG) -.aF (in der Fassung vor dem
Rentenversicherungs—Änderungsgesetz vom 90 Juni 1965) —

ein um 20 in° erhöhtes Entgelt zugrunde zu legen°

Die Beteiligten_schlossen am 7° Oktober 1964 vor dem

330zlelgerlcht (SG) Detmold folgenden Vergleich: '

"Die Beklagte verpflichtet sich, die Rente

des Klägers unter Anwendung von Arto 2 S 54

Abs° 2 AnVNG für die Zeit vom 1° Januar 1942
\

bis zum 280 Februar 1945 -unter Beibehaltung

der Leistungsgruppe B 2 der Anlage 1 zu 5 4
der Verordnung vom 5„ März 1960 - neu zu be—

rechnen und einen entsprechenden Bescheid zu

erteilen? " ' ‘ '

Der Kläger ist damit einverstanden und macht

weitere Ansprüche nicht mehr geltende
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Die Beklagte übernimmt 5/4 der dem Kläger entstandenen‘

außergerichtlichen Kosteno ' "

>
Die Beteiligten sehen damit den Rechtsstreit als er—

_
ledigt an"° >

Am 29 März 1965 erklärte die Beklagte gegenüber dem SG Detmold9
sie nehme den Rechtsstreit wieder auf, weil der am 7 Oktober

>1964 geschlossene Vergleich mit rechtlichen Mängeln behaftet sei,

_die seine Unwirksamkeit begründeten; @ 4 Abs° 4 der Verordnung

—VO—(zu 5 55 Abs„ 5 AVG) vom 50 März 1960 aF (idF vor der ÄndV0

vom 220 Dezember 1965) bestimme nämlich ausdrücklich, daß Art° 2
__

$ 54 Abs° 2 AnVNG— im Gegensatz zu Art° 2 5 55 des Arbeiterrenten—rt

versicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) - nicht entsprechend

—gelteo

Das SG Detmold wies die Klage mit Urteil vom 25„ Mai 1965 ab:

Art„ 2 s 54 Abso 2 AnVNG aF sei nach 5 4 Abs„ 4 der vo vom 5„ März 3":

_
1960 aF nicht anwendbar; die von der Beklagten in dem Prozeßver—

gleich übernommene Verpflichtung sei daher gesetzwidrig° Der Ver-

gleich sei unwirksam und habe deshalb den Prozeß nicht nach 5 101

Abs; 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) erledigt; der Versicherunge—

‚
träger habe im Wege des Vergleichs keine Leistungen bewilligen

können? ohne daß die gesetzlihen Voraussetzungen hierfür vorlägen„

Die Klage sei unbegründet; die Einstufung des Klägers in die

Leistungsgruppe B 2 sei nichtzu beanstanden°

Auf die Berufung des Klägers hob das Landessozialgericht (LSG)

Nordrhein—Westfalen mit Urteil vom 160 Februar 1966 das Urteil des

SG Detmold vom 20° Mai 1965 auf und stellte fest&) daß der Rechts—

streit durch den Vergleich vom 70 Oktober 1964 erledigt ist: Der

Vergleich sei nach 5 101 Abso 1 sec nicht schon deshalb unwirksam„
weil er den gesetzlichen Vorschriften nicht entsprecheg Unwirksam—

keit eines Vergleichs sei vielmehr nur dann anzunehmen? wenn die
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darin zugesagte Leistung durch einen Verwaltungsakt nicht

wirksam zuerkannt werden könne° Die Auffassung der Be—

klagten, daß nur solche Vergleiche nach € 101 SGG wirksam

seien‚ "die mit dem objektiven Recht im Einklang stehen

und es bestätigen", sei nicht richtig; die Verwaltung

müsse zwar gesetzmäßig handeln und "dürfe" nur Ansprüche

zubilligen und versagen; wenn die entsprechenden gesetz—

lichen Voraussetzungen vorlägen; sie'könne" aber auch in

diesen Fällen "verfügen"9 d°h° einen Verwaltungsakt auch
V

dann wirksam erlassen, wenn er nicht der materiellen Rechtse
lage entspreché, soweit er nicht1it so offensichtlichen und“

schweren Mängeln behaftet sei, daß Nichtigkeit vorliege°

Der Vergleich sei danach wirksam, weil auch ein Verwaltungs—-

akt, in dem die Rente —fehlerhaft— unter Anwendung des

Art„ 2 s 54 Abs„ 2 aF AnVNGberechnet wordenwäre, wirksam
unöxicht nichtig gewesen wäre„ Die Wirksamkeit des Ver—

gleichs sei auch nicht na6hträglich beseitigt worden„ —

Das LSG-ließ die Revision-zuc

Die Beklagte legte fristgemäß und formgerecht Revision ein°

_Sie beantragte,* ‘

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom 160 Februar

1966 aufzuheben und die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des SG Detmold vom 20° Mai 1965 zurückzuweisen°

Sie rügte, das LSG habe 5 101 Abs‚_1 SGS verletzt°

Der Kläger beangüagte,

die Revision zurückznweiseno
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Die Revision der Beklagten ist zulässig (55 162Abs„ 4 Nr° 1‚
164 SGG).) Sie ist jedoch nicht begründet° '"

Das LSG hat
zutreffend entschieden, daß der vergleich, den die,

Beteiligten an 7„ Oktober 1964 vor dem SG geschlossen haben,
.ü

den Rechtsstreit nach % 101 .l.bs° 1 SGG erledigt hat; das —diefäi

Klage abweisende- Urteil des SG hat somit nicht ergehen dürfen°

In dem Vergleich vom '70 Oktober 1964 hat sich die Beklagte ver-

pflichtet, "die Rente des Klägers unter Anwendung von Art° 2

5 54 Abs„ 2 AnVNG aF (idF vor dem Rentenversicherungs—Änderüngs— ‘

gesetz vom 9° Juni 1965} —für'die Zeit vom 1° Januar 1942 biS'"l

28° Februar 1945— unter Beibehaltung der Leistungsgruppe B 2 der

Anlage 1 zu @ 4 der Verordnung Vom 3° März 1960 neu zu berech-_

nen, d„h° ein um 20 v°H° erhöhtes Arbeitsentgelt als Sachbezugs-

ausgleich zugrunde zu legen, und einen entsprechenden Bescheid

zu erteilen"° Die Beklagte hat sich in diesem Vergleich ver— '

pflichtet, dem Kläger die Rente in einer Höhe zu bewilligen,
für welche die gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt sind;

Art° 2 % 54 Abso 2 AnVNG aF hat für die Berechnung von Versiche—
rungszeiten des Klägers nach der VO vom 3„ März 1960 nicht ange—
wandt werden dürfen; diese Vorschrift gilt nach 5 4 Abs° 4 der VO

vom 5° März 1960 aF (idF der ÄndV0 vom 22012„65) —im Gegensatz zu

dem gleichläutenden Art„ 2 5 55 Abs° 2 ArVNG— nicht (entsprechend)°

Die Beklagte sieht den Prozeßvergleich vom 70 Oktober_1964 als

—von Anfang an— unwirksam an, weil sie darin eine Verpflichtung

eingegangen sei, die dem Gesetz nichtemt8preche; sie habe (in

dieser Weise)_iß° des 5 101 Abso 1 823 nicht "über den Gegenstand

der Klage verfügen können"; "Versicherungsträger könnten nur inso—
weit wirksam Vergleiche schließen? als sie sich im Rahmen des

objektiven Rechts hielten und es bestätigten"°
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Der Senat vermag dieser Auffassung nicht zu folgen; Naeh

@ 101 Abs„ 4 SGGkönnen die Beteiligten einen Vergleich
schließen, "soweit sie über den Gegenstand der Klage ver—

fügen können"o Ob der Versicherungsträger über den Gegen-

stand der Klage ve■■gen kann, richtet sich danach, ob er
.imstande ist, den materiellen Anspruch auf die begehrte

Leistung durch einen Verwaltungsakt rechtswirksam zu regelno

Der Kläger hat hier eine höhere Rente —unter Anwendung einer

ihm günstigen Berechnungsvorschrift (Art° 2 5 54 Abs„_2
AnVNG aF) - beanspruchto Diesen Anspruch hätte die Beklagte

durch Verwaltungsakt regeln können; sie ist de3halb grund-

sätzlich befugt gewesen9 einen Prozeßvergleich über den An—

spruch zu schließen° % 104 Abs° 4 SGG ermächtigt zum Ver-

gleichsschluß allerdings nur, "soweit" die Verfügungsbefugé

nis reicht“ Die Wirksamkeit des Prozeßvergleiöhs hängt des—

halb davon ab, ob die Verwaltung anchün der Weise, wie sie

im Vergleich über den Anspruch verfügt hat, ihn durch Ver—

waltungsakt hätte regeln können; Dabei ist jedoch nicht

entscheidend, ob sie das tun "durfte", sondern ob sie es
tun "konnte", d„h° ob sie die Rechtsmacht hatte, eine ent—
sprechende Regelung wirksam durch Verwaltungsakt zu treffeno

Das ist hier zu bejahen° Denn ein Verwaltungsakt der Be—

klagten, der den Anspruch des Klägers im gleichen Sinne ge—_

regelt hätte, wäre rechtswirksam gewesen, auch wenn sich
die Beklagte damit dem Kläger gegenüber -wie im Vergleich-

zu einer Leistung verpflichtet hätte? die nicht dem Gesetz

entspricht°

Ein Verwaltungsakt des Versicherungsträgers‚ der der mate-

fiellen Rechtslage nicht entspricht, ist zwarrechtswidrig‚

aber grundsätzlich nicht nichtig, gleichviel‚ ob die Rechts—

widrigkeit auf einer unrichtigen Beurteilung tatsächlicher

oder rechtlicher Voraussetzungen für den Erlaß des Vera
, _

"J— " . . . .waltungsakus “beruhts Inw1ewe1t hiervon Ausnanmengelten9
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wenn "besonders schwere und offensichtliche Mängel" vorliegen,-

d„h„ in welchen Fällen im einzelnen die Fehlerhaftigkeit eines
‚_

'Verwaltungsakts seine Nichtigkeit begründet, kann dahingestellt 9„jif

bleibeno‚Jedenfalls im vorliegenden Fall führt die Prüfung, wie “gt‚k

ein dem Inhalt des Vergleichs entsprechender Verwaltungsakt zu “'

werten wäre, zu dem Ergebnis, daß dieser Verwaltungsakt nicht
‘

nichtig wäre° Hätte die Beklagte dem Kläger einen Rentenbescheid

erteilt, in dem die Rente —rechtsirrtümlich- unter Anwendung des
„_

Art, 2 s 54 Abs., 2 AnVNGaF (mit Sachbezugsausgleich) berechnet :.;_;;’
worden wäre, so wäre ein solcher Verwaltungsakt, durch den eine

im Gesetz an sich vorgesehene Leistung nur nichtän der richtigen

Höhe bewilligt worden wäre, jedenfalls nicht mit einem "SO“ Jd

schweren rechtlichen Mangel behaftet" gewesen, daß Nichtigkeit

gegeben wäre° Die Wirksamkeit eines Verwaltungsakts gleichen In—

halts bedeutet, daß ein entsprechender Prozeßvergleich ebenfalls

wirksam sein muß° Der Versicherungsträger hat zwar den Grundsatz

der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung zu beachten; er "darf" nicht;

Leistungen gewähren, für welche die gesetzlichen Voraussetzungen.

nicht vorliegen- es trifft jedoch nicht zu, wie die Beklagte meint,

„daß deshalb das "Verfügen—Können" i S des 5 101 SGG als ein

"Verfügen-Dürfen" aufzufassen sei und damit ein Prozeßvergleich,

"der sich nichtim Rahmen des objektiven Rechts hält", stets un—
wirksam sei° Es besteht kein Anlaß, das "Verfügen—Können" im 5 101

Abs„ 1 SGG anders als dem üblichen juristischen Sprachgebrauch

entsprechend als ein "Dürfen" zu verstehen° Im übrigen kann, so-
weit der Grundsatz der Gaset2mäßigkeit der Verwaltung und der

Grundsatz der Rechtssicherheit (der auch den Schutz des Vertrauens

auf den Bestand von Maßnahmen der Verwaltung in sich schließt) ein—
ander widerstreiten und zweifelhaft ist, ob und inwieweit die Ver—

waltung "zu ihrem Wort stehen" muß, für den Prozeßvergleich, den

ein Versicherungsträger abschließt, nichts anderes gelten als für

den Verwaltungsakt, also für die Form des Verwaltungshandelns,

in der die Verwaltung sonst in aller Regel t tig wird° Der Auf—

_ 8 _
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fassung der Beklagten, das "Können" i„S„ des 5 101 Abs° 1
SGG beschränke die "Verfügungsmacht" des Versicherungs-

trägers beim Abschluß eines ProzeBVergleichs in weiterem

Umfange als bei dem Erlaß von
Verwaltungsakten,

vermag der

Senat danach nicht zu folgen3 Ebenso wie der Versicherungs—

träger einerseits nicht fehlerhafte Verwaltungsakte er-

lassen "darf", andererseits aber auch fehlerhafte Ver-
waltungsakte bindend sein können, so "darf" der Versiche—

1rungsträger zwar nicht Prozeßvergleiche schließen, mit denen
ler über gesetzliche Vorschriften hinweggeht; tut er dies

>aber 4 wie im vorliegenden Fall infolge "Ubersehens" einer

Vorschrift— trotzdem, so kann auch ein geschlossener Ver„

gleich rechtsgültig sein; er ist es —wie bereits dargelegt—,

wenn wie hier ein Verwaltungsakt, der eine entsprechende

Verpflichtung des Versicherungsträgers zum Inhalt hätte,
_

nicht nichtig wäre° Der Prozeßvergleich vom 70 Oktober 1964

ist auch nicht deshalb unwirksam, weil -wie die Beklagte

vorträgt— der Versicherangsträger (über öffentlich—recht- iii

liche Beziehungen) Vergléiche nur im "Ermessensbereich oder

im Rahmen des BeurteiIUngsspielraumes" oder als sogenannte
"tatsachenbedingte" Vergleiche wirksam schließen könne,

_' nicht dagegen Vergleiche, durch die er sich zu einer Leistung
verpflichte, für die die rechtlichen Voraussetzungen des

Leistungsanspruchs nicht erfüllt seien; auch hierbei ist

nicht beachtet, daß das "Können" der Verwaltung weiter

reicht als ihr "Dürfen"°

In den Urteilen des 4. und 7. Senats des BSG (BSG 4,51 und
BSG 16, 61), auf die sich die Beklagte insoweit beruft, ist

zwar u„a° ausgeführt, "im Wege eines Vergleichs können die

Versicherungsträser nicht andere als die gesetzlich oder

satzungsmäßig vorgesehenen Leistungen gewähren und auch

nicht die vorgesehenen Leistungen gewähren, ohne daß die

gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind", Es kann

.“.
9

.-a.
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dahingestellt bleiben, ob damit aueh gesagt werden sollte?

ein Vergleich sei grundsätzlich unwirksam, wenn er zur Ge-

währung von Leistungen führe, für die die gesetzlichen

Voraussetzungen -bei richtiger Beurteilung einer ofénge—

bliebenen Rechtsfrage— nicht vorliegen° Der erkennende Senat

ist der Auffassung, daß sich die Beteiligten —ebenso wie über'y

das Vorliegen tatsächlicher Voraussetzungen- auch über das '“

Vorliegen rechtlicher Voraussetzungen eines Anspruchs auf
LeiStungen rechtswirksam— und damit prozeßerledigend— ver—

„
gleichen 399999, daß also ein Vergleich subordinationsrecht— ifhk

licher Natur jedenfalls nicht schon deshalb %.grundsätzlich ' '
nichtig ist, weil sich der Versicherungsträger darin Zu einer

im Gesetz an sich vorgesehenen Leistung verpflichtet hat, eine

rechtliche Voraussetzung des Ansprudhs auf diese Leistung aber

nicht gegeben ist° Auch insoweit kann für den Vergleich nichts .
■;

anderes gelten als für die regelmäßige Form des Verwaltungs— ” '”

handelns durch Verwaltungsakte° Soweit die erwähnten Ausführun—

gen des 4„ Senats in BSG 4, 51 eine andere Auffassung erkennen

lassen, tragen diese —wie auch der 4° Senat auf Anfrage bestätigt

hat— die damals getroffene Entscheidung nicht, weil nicht ein

Vergleich über eine rechtliche Voraussetzung eines Leistungsan—

spruchs Gegenstand des Rechtsstreits gewesen ist„ Im Falle des

Urteils des ‘?0 Senats in BSG 16, 64 handelt es sich um die Wirk—

samkeit des Anerkenntnissés eines Anspruchs aus der Arbeitslosen—

versicherung; in diesem Fall ist nicht die gleiche Rechtsfrage

streitig wie in dem vorliegenden Falla'lm übrigen haben sowohl

der 40 Senat als auch der ?. Senat erklärt? daß sie die Auf—

fassung des erkennenden Senats grundsätzlich teilen. Einer An—

rufung des Großen Senats bedarf es deshalb nicht„

Das LSG hat danach den Prozeßvergleich vom 7° Oktober 1964 mit

zutreffender Begründung für rechts■irksam gehalten; Die Beklagte

'hmg den Prozeßvergleich als -von Anfang an- unwirksam angesehen°
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Sie hat ihre Behauptung, der Rechtsstreit sei durch den

Vergleich nicht erledigt„ nicht auch darauf gestützt?

daß sie die Rechtswirksamkeit des Vergleichs nachträglich

habe beseitigen können und durch entsprechende Erklärun—

gen tatsächlich auch beseitigt habe° Es kann deshalb

dahingestellt bleiben, ob -wie das LSG meint— die Be-

klagte nicht an den Vergleich gebunden wäre‚ wenn ein Ver—

waltungsakt gleichen Inhalts rücknehmbar wäre; ein Ver-
waltungsakt gleichen Inhalts wäre im übrigen nicht rück—

nehmbar, weil eine gesetzliche Ermächtigung zur Rücknahme

fehlt (vg—1;BSG24, 236 mit weiteren Hinweisen>„
‘ , 4 .. ‚

Die Revision der Beklagten ist deshalb unbegründet und
zurückzuweiseno
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